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Bericht des Bundesrates
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung

Einem durch Nationalrat Hirzel begründeten Postulat
und einer Interpellation von Ständerat Klöti entsprechend,
hat der Bundesrat am 3. Februar 1950 einen vom Bundes-
amt für Sozialversicherung ausgearbeiteten Bericht über
die Alters- und Hinterlassenenversicherung an die Bundes-
Versammlung gerichtet.

Der Bericht ist, abgesehen von der Einleitung und den

Schlussbemerkungen, in sechs Teile gegliedert. Im ersten
Teil werden die bisherigen materiellen Auswirkungen der
gesetzlichen Grundlagen in bezug auf die Versicherungs-
pflicht, die Beiträge, die Renten und die Durchführung der
AHV dargestellt. Der zweite Teil orientiert über die finan-
zielle Lage und mahnt, unter Hinweis auf die ungewisse
demographische und wirtschaftliche Entwicklung, zu vor-
sichtigen Schlüssen aus den anscheinend günstigen Resul-
taten der kurzen Zeitspanne seit Inkrafttreten des Ge-
setzes über die AHV. Im dritten Teil wird der Ausgleichs-
fonds der AHV und die Frage des Finanzierungsverfahrens
behandelt, im vierten Teil die Finanzierung des Bundes-
beitrags an die AHV. Der fünfte Teil würdigt die Stellung
der Auslandschweizer und die Bedeutung zwischenstaat-
licher Vereinbarungen, wie sie bereits mit Italien und
Frankreich abgeschlossen worden sind. Der sechste Teil
ist schliesslich der Frage der Revision des AHVG ge-
widmet.

Wir empfehlen das aufmerksame Studium dieses Be-
richtes allen Lesern, die sich ein wohlfundiertes Urteil bil-
den wollen über die mit der AHV zusammenhängenden
Probleme, die gegenwärtig in der Oeffentlichkeit so leb-
haft diskutiert werden. Der Bericht zeigt von neuem die
Kompliziertheit der ganzen Materie: bei der Prüfung der
zahlreichen gutgemeinten Vorschläge auf Abänderung des
Gesetzes müssen der ganze Aufbau der AHV und die



Pfarrer Albert Wild Î
Sekretär der Schweiz. Gemeinnützigen Gesellschaft 1913—1938, einer
der zehn Gründer der Stiftung „Für das Alter", die am 23. Oktober 1917
im Kirchgemeindehaus Winterthur den Grundstein gelegt haben zu

einem Hilfswerk für die bedürftigen Greise und Greisinnen.

Rückwirkungen, die jede Revision einzelner Bestimmungen
zur Folge haben würde, sorgfältig in Betracht gezogen wer-
den, um das Versicherungswerk und sein finanzielles
Gleichgewicht auf die Dauer nicht zu gefährden.

Nach billiger Abwägung der Vor- und Nachteile gelangt
der Bericht zur Ablehnung folgender vier Abänderungs-
anträge: Einführung der Möglichkeit der Bezahlung frei-
williger Beiträge, Ersetzung der Uebergangs- durch ordent-
liehe Renten, Erhöhung der Uebergangsrenten und Besser-
Stellung der nichterwerbstätigen Witwen und Ehefrauen.
Dagegen erachtet der Bundesrat bei den Uebergangsrenten
die Erhöhung der Einkommensgrenzen sowie eine weniger
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starke Anrechnung des Vermögens als sachlich begründet
und finanziell tragbar.

Die Erhöhung der Einkommensgrenzen.

Der Bundesrat hat einen Vorschlag mit einer ca. 50pro-
zentigen Erhöhung der Einkommensgrenzen ausarbeiten
lassen. Darnach ergäben sich folgende neue Einkommens-
grenzen (die Waisenrenten lassen wir weg):

Einkommensgrenze für Bezüger von
Ortsverhältnisse einfachen Alters- Ehepaar-

und Witwenrenten Altersrenten

Städtisch 3000 4800
Halbstädtisch 2750 4400
Ländlich 2500 4000

Unter der Voraussetzung, dass die Rentenansätze selber
nicht geändert würden, erreichen die Grenzen, bis zu wel-
chen ungekürzte Renten ausgerichtet werden könnten,
folgende Beträge:

Grenzeinkommen für ungekürzte
Ortsverhältnisse einfache Ehepaar- Witwen-

Altersrenten Altersrenten renten

Städtisch 2250 3600 2400
Halbstädtisch 2150 3440 2270
Ländlich 2020 3230 2125

Eine solche Erhöhung der Einkommensgrenzen würde
namentlich in den nächsten Jahren finanziell ins Gewicht
fallen und nach und nach infolge Verschwindens der Ueber-
gangsrenten an Bedeutung verlieren. Der Bundesrat nimmt
daher die Abänderung der Ansätze von Artikel 42 AHVG
in Aussicht und wird den eidgenössischen Räten demnächst
eine entsprechende Vorlage unterbreiten.

Weniger starke Anrechnung des Vermögens.

Bereits die Erhöhung der Einkommensgrenzen wird
sich in starkem Masse zugunsten zahlreicher alter Frauen
und Männer mit kleinem Vermögen auswirken. Ange-
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sichts der bedrängten Lage der meisten von ihnen hält
der Bundesrat ein weiteres Entgegenkommen gerechtfer-
tigt durch Erhöhung des nicht anrechenbaren Vermögens,
des sogenannten Notpfennigs, beispielsweise von 3000 auf
5000 Franken für ledige, verwitwete oder geschiedene
Personen und von 5000 auf 8000 Franken für Verheiratete.
Schliesslich drängt sich eine Aenderung der Umrechnungs-
quoten in dem Sinne auf, dass einerseits von dem den

Notpfennig übersteigenden Vermögen bei höherem Alter
weniger anzurechnen ist als bisher und anderseits für die
Altersrentner nur noch eine Quote besteht.

Während die Einkommensgrenzen in Artikel 42AHVG
festgelegt sind und ihre Erhöhung deshalb eine Gesetzes-
revision erforderl, wird die Anrechnung des Vermögens
durch Artikel 60 der Vollzugsverordnung geregelt. Für
den Fall, dass die Einkommensgrenzen erhöht werden,
würde daher der Bundesrat eine entsprechende Aende-
rung der einschlägigen Bestimmungen der Vollzugsverord-
nung vornehmen.

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Erhöhung der Ein-
kommensgrenzen und weniger starke Anrechnung des

Vermögens bei den Uebergangsrenten wird zahlreiche
Härten der geltenden Ordnung beseitigen oder doch mil-
dern. Gewiss wird es wieder neue Grenzfälle geben, die
auch auf Grund der neuen Regelung nicht oder nur teil-
weise berücksichtigt werden können. Aber die Mehrzahl
der wirklich bedürftigen Greise und Greisinnen, die im
übrigen die Voraussetzungen des AHVG erfüllen, dürften,
falls die vorgeschlagene Gesetzesrevision zustande kommt,
Anspruch auf eine Uebergangsrente erlangen. Die Mit-
arbeiter der Stiftung „Für das Alter" haben daher allen
Grund, die Vorschläge des Bundesrates warm zu begrüs-
sen. Sie verbinden damit die Hoffnung, dass sie spätestens
auf den 1. Januar 1951 in Kraft treten können. W. A.
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